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Heute  lesen Sie; 

Aus der Union 
Im Anschluß  an die  Jahreshauptversammlung veranstalteterder Freisver- 
band Karlsruhe-Land  in Anwesenheit  des  Landesvorsitzenden Heurich 
erstmals  ein Parteiforum für  die  Mandatstrrger der  CDU.   Im Mittelpunkt 
standen Fragen des Wohnungsbaues,   des Nahverkehrs und  der Bildung des 
Südv/e st st aat es. 

Fluchtlingswesen 

Der  französische Militärgouvcrneur  stimmte  der Umsiedlung von 300ooo 
Flüchtlingen aus  der Doppelzone  in die   französische  Zone"unter der Be- 
dingung zu,   daß die bizonale  Vorwaltung die Kosten  für die Umsiedlung 
übernimmt. 

Rechtsanwalt Dr.Kather,   der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft  der 
Flüchtlings-Ausschüsse  dor CDU/CSU,   wirde KCTO Vonsitzenden des neuge- 
schaffenen Gesamtverbandes der  Ostvertriebenen für die britische  Zone 
gewählt t 

Sozialpolitik^ 

Der#Vorsitzende  des Zontralverbandes der  FliegergoschPdigten,   Finanz- 
minister  a.D.   Dr.Mattes   (CDU)   forderte   in Frankfurt   a.M.   die   soforti- 
ge  tronehmigung des  Lastenausgleichsgesetzes durch die  Militärregierung 
und  deutsche  Stellen,  Vorschuß von Geldmitteln,   wenn Hilfe notwendig 
ist,^Bearbeitung der Entschädigungantrage  und gesetzliche Regelung" 
der  Schadenfeststellung, ' & 

Wirtschaftspolitik 

Der Wirtschafts-Ausschuß  der CDU des  Landesverbandes Hannover bezeich- 
22^-f>+ic\??&?fauSbl?sShaffun^  als  dringlichste Aufgabe  der  CDU-7irt- schalt spoilt lk.   Bei den gegenwärtigen 'Verhandlungen des Wi.rtschafts- 
rates über die  Finanzierung  erstrebe  die  CDU alle  nur möglichen Ver- 
günstigungen nicht  nur  für den gemeinnützigen,   sondern auch für den 
privaten Wohnungsbau* 

Kulturpolitik" 

Gegen die  Stimmen der CDU,   der DP und  dreier Mitglieder der Bremer 
Demokratischen Volkspartoi verabschiedete  die  sozialistische  Mehrheit 
der Bremer Bürgerschaft  das  Gesetz über  die  Schulreform,   das  die  sechs 
Oanrige  Grundschule und das neunte Volksschule hr vorsieht. 
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"  SPD-Hetzkampagne  gescheitert^ 

Die britische Militärregierung hat  dorn nieders*chischon Justizmini- 
ster Dr.Hofmeister   (CDU)  mitgeteilt,   daß  sie   seine  Fragebogen-Ange- 
le-onheit   als gekirrt  betrachte.   Die von  eilfertigen politischen Ge- 
schuftemacherngbereits  zu oinem^all Hofmeister«   aufgebauschten Ge- 
rü-ite  sind damit,   wie wir  erwartet  hatten,   kläglich zusammengebro- 
chen.   Die  SPD-Presse  ist  um eine  Sensation  gekommen,   deren  sie   zur 
Aufputschung der politischen Leidenschaften in Niedersachsen dringend 
bedurfte, 

Gc^en Minister Dr.Hofmeister war der Vorwurf  erhoben worden,   er habe 
im Fragebogen  seine  Zugehörigkeit   zur SA verschwiegen.  Tatsacheist, 
daß Minister Dr.Hofmeister nach der Überführung  dos  Stahlhelms  in 
die  SA dort kurze  ZeiAnv-rter  geführt  wurde,   aber  sofort  nach Kennt- 
nisnahme dieser Überführung,   drei Monate nach der Auflosung des   > 
Stahlhelms,   jegliche Mitgliedschaft  ablehnte.  Er  ist   somit^zu keiner 
Zeit   SA-Mitglied gewesen,   sondern gegen  seinen Willen m  einem An- 
wärter-Verhältnis geführt  worden.   Diese Tatsachen  sind  seit  mehr als 
zwei Jahren bekannt.   Da Minister Dr.Hofmeister gegen den Willen der 
SPD die Entnazifizierung in Niedersachsen in wohlwollender Weise ge- 
genüber  den Betroffenen durchführte,   ist  er  den 110-prozentigen Demo- 
kraten seit  geraumer Zeit  nicht  mehr genehm. 

"Ostzone 
Steckbrief gogen  Jakob Kaiser 

Auf Grund eines Beschlusses des ostzonalon Volksrates wurden promi- 
nente Berliner Politiker zu Kriegsverbrechern erklärt und entsprechen- 
de Steckbriefe erlassen, Unter den genannton Personen befinden sich 
Jakob Kaiser (COT), Dr.Schreiber (CDU) , Dr.Friedensburg (CDU), _H. 
Schwennickc (FDP), ffoumann,(SPD), Suhr (SPD), Reuter (S±D) sowie die 
Chefredakteure der Zeitungen "Telegraf", "Sozialdemokrat", -"Tages- 
spiegel" und "Der Tag". Der Steckbrief Nrvl wurde am 20.M~rz 1949 er- 
lassen und veröffentlicht, 

Ius3152iSlSifi 
Weiteres Abbröckeln beim Zentrum 

Die bisherige Vorsitzende der Zontrumspartei Dortmund--Innenstadt? Frau 
Dr.Hildegard G-othmann, die sich auf der Freisdclo.gierten--Tagung der 
Dortmunder Zentrumspartei vergeblich um die Anbahnung eines Gesprächs 
mit Gleichgesinnten Kreisen der Dortmunder CDU bemühte, wurde dafür 
mit dem Entzug des Wortes bestraft, Frau Dr.aethmann erklärte darauf- 
hin ihren Austritt aus der Zentrumspartei rait der Begründung? daß es 
geren  die einfachsten Spielregeln der Demokratie verstoße, wenn ihr 
die Möglichkeit genommen v/erde, in einer geschlossener] Versammlung 
ihre Meinung zu äußern« 
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tJalir^Buairpfeonferenz dor JU Berlin 

w33ino  sofortige -aufrieäqnsteilende Regelung der Entnazifizierungs- 
BeStimmungen für  die  drei WestselttoronH   forderte  die  JUNGE UNION 
Berlin  am Sonntag  auf  ihrer Jahreshauptlronferenz von  der Alliierten 
Kommandantur«   Dib  Bon acht eiligling der Berliner Bevölkerung gegenüber 
der Bevölkerung aller  Zonen und des  Ost^ektors muss© inn so  dringen- 
der  aufgehoben:werden3   als   sich durch  d-ie Wrhrun^sumstellung neue 
wirtschaftliche Karben für  die roch nicht  Entnazifizierten*und  ins- 
besondere  die  Jug eridli eben  ergehen habenc 

Der  Landesvorsitzende  der CDU?   Dr-Walther  Schreib er7   forderte  in Übei 
einstimmuns; mit  dar JU7viC-:3r ÜFION    eine  "Entpartoipolitisicrung des 
Beamtenwesehs?! und kritisiert..;  die  eigenwillige Icrsonalpolitik der 
SPD =   Der Forderung der JUNGEN UUfON7   auch  in Berlin 'für  das Persön- 
lichkeit swalilr echt  einzutreten?   stimmte Dr.Schreiber zu.  Peter Lorenz 
erklärtes   wl?ar lamentarische Routine und Vereinsdenken  stoßen die 
junge Generation ab.  Es müssen neue Permon der Politik gefunden wer- 
den«"  An die  Steile  einer  starren Doktrin,   die der) Charakter  einer 
christlichen Partei widerspreche 9  hätte  menschliche Verbundenheit^zu 
treten«   Lorenz kritisierte  ebenfalls die Porsonalpolitik der SPD in 
der Berliner Verwaltung und  insbesondere  in der  Jugendämtern,   die 
ähnliche  Tendenzen habe  wie  die  der SED*   In  einer  einstimmig ange- 
nommenen Entschließung forderte  die JüFGE UNION die  CDU auf,   ihre 
Beteiligung an der Magistratskoalition wegen  der  f,untoleranten SPD- 
Politik"  zu überprüfen* 

Peter  Lorenz  legte   sein Amt   als Versitzender  der JU^GE'^ UNION nieder, 
da er nun endlich sein Juristisches Studium zu Ende  führen wolle, 
Dr*Schreiber darrt~   ihm für  die  dreijährige Mitarbeit   im Landesvor- 
stand und  für  die  erfolgreiche  Führung der TONG-BN UNION.   Zum neuen 
Vorsitzenden mir dp  Hans-Joachim Boohm,   Schöneberg,   gewählt, .zu seine1. 
Stellvertretern Heinz Baor und Fritz-Jochen Rohde,   als Sprecher der 
JUNGEN UNION  im Landesvorst and  der  frühere  Hochschnireferent   Ernst 
Benda. 

In einer v/eiteren Resolution wird bedauert,   daß in bester  sogenannte 
Gronzberiehtigung^ri  vorgenommen werden  sollen,   die  '* tat sachlich eine:- 
Annexion deutscher!  Gebietes"   darstollcnc   

r!Mit   der  ganzen  jungen  Gene- 
ration Deutschlands  ißt.  sich  die  JUNGE UNION darin  einig,   daß  diese 
neuen Annexionen  im besten  ebenso wie  die bereits brutal  im Osten 

. vorgenommon-oir nicht   geeignet   sind,   die  von uns  ehrlieh gewünschte 
Freundschaft  mit   allen Völkern  zu fordernd'   Im Sinne  der Charta der 
Vereinten Nftiion-Jia  förderte  die  JUNGE UNION für'Deutschland  einen 

• Frieden  ohne  AniiexSaaer?   lurch  östliche  oder westliche Nachbarn, 
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